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Nachfolgend wird insbesondere auf das Gutachten des Sachverständigen 

Dr. Welp eingegangen werden, weil es für den hier geführten Schadenser-

satzprozeß keine Aussagekraft besitzt und den relevanten Kontext zum 

Friesenhof, der wirtschaftlichen Entwicklung, den Maßnahmen des Lan-

desjugendamtes, der Rolle der Mitarbeiter infolge der Einflußnahme durch 

das Landesjugendamt bis hin zur staatlich initiierten Rückholung der Mäd-

chen durch die Belegjugendämter mit Verweigerung der Entgeltzahlungen 

nicht herstellt. 

Feststellungen des VG und OVG Schleswig: 

1. Widerruf der Betriebserlaubnis: 

o Am 3. Juni 2015 widerrief das Landesjugendamt Schleswig-
Holstein die Betriebserlaubnisse für die beiden Einrichtun-
gen "Nanna" und "Campina". Als Gründe wurden unter an-
derem schwerwiegende Mängel in der Einhaltung von Stan-
dards zur Betreuung und Sicherheit der untergebrachten 
Mädchen angegeben. 

2. Rechtswidrigkeit des Widerrufs: 

o Das Verwaltungsgericht Schleswig hat in seinem Urteil vom 
9. Dezember 2019 festgestellt, dass der Widerruf der Be-
triebserlaubnis rechtswidrig war. Diese Entscheidung ba-
siert darauf, dass die genannten Mängel keine ausrei-
chende Grundlage für eine derartige Maßnahme darstellten. 
Die Berufung des Landes Schleswig-Holstein gegen dieses 
Urteil wurde durch das OVG nicht zugelassen. 

3. Schwere wirtschaftliche Folgen: 

o Der Widerruf der Betriebserlaubnis führte unmittelbar zu er-
heblichen wirtschaftlichen Problemen, die den Fortbestand 
der gesamten Einrichtung gefährdeten. Infolge des Wider-
rufs stellten Jugendämter die Zahlungen ein, und die 
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Aufnahme neuer Jugendlicher war nicht mehr möglich. Dies verschärfte die fi-
nanzielle Lage des Friesenhofs massiv. 

4. Einstellung des Betriebs: 

o Die wirtschaftlichen Konsequenzen des Widerrufs und die Weigerung der meis-
ten Jugendämter, weiterhin Zahlungen zu leisten, führten dazu, dass der Betrieb 
des Friesenhofs am 15. Juni 2015 eingestellt wurde. Der Insolvenzverwalter be-
stätigte, dass die negative Fortführungsprognose direkt mit dem Widerruf zusam-
menhing. 

 

Das VG und OVG stellten demnach fest, dass der Eingriff durch das Landesju-
gendamt unverhältnismäßig war und letztlich die Betriebseinstellung des Friesen-
hofs verursachte. Diese Erkenntnisse bilden eine entscheidende Grundlage für 
den Schadensersatzanspruch gegen das Land Schleswig-Holstein und stehen im 
Gegensatz zu der Aussage des Gutachters Dr. Welp: 

 

Dem Beschluß des OVG Schleswig – Az.: 3 LA 56/20 (15 A 3/17) kann man entnehmen, welche 

tatsächlichen Ursachen die Betriebseinstellung hatte. 

 

Beiträge zur Verhinderung der Betriebseinstellung: 

o Es gibt keine Hinweise darauf, dass das Landesjugendamt Beiträge zur wirt-

schaftlichen Stabilisierung des Friesenhofs je geleistet hat. Im Gegenteil, viele 

Belegjugendämter weigerten sich, Zahlungen fortzusetzen oder Vorschüsse er-

neut zu leisten, was die finanzielle Lage verschärfte. 

Maßnahmen vor dem 3. Juni 2015: 

o Bereits vor dem Widerruf der Betriebserlaubnis am 3. Juni 2015 wurden durch 

das Landesjugendamt Maßnahmen getroffen, die den Betrieb des Friesenhofs 

beeinträchtigten und jeweils an die Presse seitens des Landesjugendamtes wei-

tergegeben wurden: 
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▪ Unangekündigte Kontrollbesuche: Diese führten zu Unruhe im Betrieb 

und zu einer Belastung der Mitarbeiter. 

▪ Diverse Auflagen: Seit 2014 wurden mehrfach Auflagen erlassen, die das 

pädagogische Konzept des Friesenhofs erschwerten und die Arbeit des 

Personals belasteten. 

▪ Hoher Krankenstand und Personalmangel: Durch die erschwerten Bedin-

gungen und die Auflagen kam es zu einem hohen Krankenstand und 

Fluktuationen im Personal, wodurch die Einhaltung der Auflagen kaum 

möglich war. Denunzierende Mitarbeiter erhielten medial Gehör und wur-

den vom Landesjugendamt zur Begründung von Maßnahmen gegen den 

Friesenhof herangezogen. 

▪ Vereinbarung vom April 2015: Einige Auflagen wurden durch eine Verein-

barung zwischen dem Friesenhof und dem Landesjugendamt Mitte April 

2015 zurückgenommen. Im Gegenzug musste Frau Janssen-Ruff jedoch 

eine erhobene Klage zurückziehen. Alles wurde den Medien ausführlich 

dargestellt und übermittelt. 

Diese Vorgänge führten nicht nur zu organisatorischen Schwierigkeiten, sondern auch zu einer 

Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation des Friesenhofs. Insbesondere die Verweige-

rung weiterer Zahlungen und die Rufschädigung durch negative Presseberichte trugen dazu 

bei, dass Neuaufnahmen nicht mehr möglich waren. 

Zusammenfassend resultierten die bereits vor dem 3. Juni 2015 getroffenen Maßnahmen 

des Landesjugendamts in einer erheblichen wirtschaftlichen Schwächung und erschwer-

ten Bedingungen für die Fortführung des Betriebs. 

 

Die nicht erfolgte Auseinandersetzung des Gutachtens mit der vom Gericht ge-

stellten Beweisfrage 

Das Gutachten setzt sich völlig einseitig und verengt mit der vom Gericht gestellten Beweisfrage 

auseinander, und liefert keine explizit kritische Reflexion darüber, ob und warum die Fragestel-

lung des Gerichts möglicherweise weiter zu fassen ist, um den tatsächlichen Wert des Friesen-

hofes präzise zu bewerten.  
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Bezug zur Fragestellung des Gerichts 

Die Fragestellung des Gerichts, wie im Gutachten dargestellt, lautet: 

1. War der Widerruf der Betriebserlaubnis ursächlich für die Einstellung des Friesen-

hofs? 

2. Hatte der Friesenhof zum Zeitpunkt des Widerrufs einen bestimmten Wert bzw. 

wie hoch war der Unternehmenswert?. 

Das Gutachten konzentriert sich darauf, diese Fragen durch eine wirtschaftliche Analyse zu be-

antworten, indem es: 

• die historische finanzielle Situation des Friesenhofs darstellt, 

• die Auswirkungen des Widerrufs auf die Zahlungsfähigkeit und Fortführbarkeit unter Li-

quiditätsgesichtspunkten untersucht, 

• eine Bewertung des Unternehmenswerts abstrakt und formalisiert vornimmt. 

Mangelnde kritische Auseinandersetzung mit der Fragestellung 

Während das Gutachten die Fragestellungen formal beantwortet, fehlt eine kritische Diskussion 

darüber, warum diese Fragestellungen möglicherweise nicht ausreichen, um die Situation um-

fassend zu bewerten: 

• Begrenzte Analyse der Kausalität: Das Gutachten geht auf den Widerruf der Betriebs-

erlaubnis als Ursache für die Insolvenzanmeldung ein, diskutiert jedoch kaum, ob es zu-

sätzliche externe oder interne Faktoren gab, die den Wert des Friesenhofes beeinflusst 

haben könnten. Eine differenzierte Betrachtung dieser Kausalitätsfrage fehlt weitgehend. 

• Fehlender Einbezug immaterieller Werte: Der Friesenhof als Jugendhilfeeinrichtung 

könnte über immaterielle Werte verfügen (z. B. Ruf, Konzept, einzigartige Spezialisie-

rung), die durch rein betriebswirtschaftliche Berechnungen nicht vollständig erfasst wer-

den. Das Gutachten thematisiert diese Dimension kaum und liefert keine Begründung, 

warum solche Werte unberücksichtigt bleiben. 

• Beschränkung der Methodik: Die verwendeten Bewertungstechniken (z. B. Ertrags-

wertverfahren, Zahlungsunfähigkeitsanalysen) sind standardisiert und könnten für Unter-

nehmen mit anderen Geschäftsmodellen besser geeignet sein. Eine Reflexion darüber, 

ob diese Methoden für eine sozialpädagogische Einrichtung wie den Friesenhof ange-

messen sind, fehlt. 
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Fehlende kritische Reflexion der gerichtlichen Fragestellung 

Das Gutachten liefert keine Ausführungen dazu, dass die gerichtliche Fragestellung möglicher-

weise den Wert des Friesenhofes nur unvollständig erfasst, weil: 

• der Wert eines Jugendhilfeunternehmens nicht nur durch finanzielle Indikatoren, son-

dern auch durch gesellschaftlichen Nutzen und besondere pädagogische Konzepte ge-

prägt ist; 

• der Marktwert durch den Widerruf der Betriebserlaubnis erheblich beeinflusst wurde, 

was die Objektivität der Bewertung erschwert. 

Das Gutachten bleibt in seiner Analyse eng an der gerichtlichen Fragestellung orientiert, ohne 

deren Grenzen oder potenziellen Schwächen zu hinterfragen. Es hätte deutlicher herausarbei-

ten können, dass der Wert des Friesenhofes nicht allein durch betriebswirtschaftliche Zahlen 

oder die unmittelbaren Auswirkungen des Widerrufs der Betriebserlaubnis adäquat beschrieben 

werden kann. Diese fehlende kritische Auseinandersetzung stellt die Aussagekraft des Gutach-

tens völlig infrage. 

Was bewertungsrelevant ist, und wie der Staat ein Unternehmen im Vorfeld einer Be-

triebseinstellung durch festgestelltes Fehlverhalten (so das VG und das OVG Schleswig 

in seinen Beschlüssen), verdeutlicht die Seite 1 des Berichts des Untersuchungsaus-

schusses des schleswig-holsteinischen Landtages, der im September 2015 seine Arbeit 

aufnahm: 
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Gibt es nach dieser Vorgeschichte noch einen Stichtag für die Unternehmensbewertung des 

Friesenhofes – wohl kaum. Hier hat ein Staat unter Umgehung von Verschwiegenheitspflichten 

und Datenschutz, Unschuldsvermutung und Neutralitätsgebot gegen Kindeswohl und der Ein-

richtung Friesenhof gehandelt. Es war bekannt, daß Frau Janssen-Ruff aus Krankheitsgründen 

den Friesenhof verkaufen wollte. Aber das Landesjugendamt wollte weder die Fortführung der 

Einrichtung noch dem Schutz der dort untergebrachten Mädchen. Es wollte von Anfang an den 

Friesenhof schießen und alle Handlungen in den Monaten vor dem Entzug der Betriebserlaub-

nis waren eine Vorbereitung darauf. 

Der Widerruf der Betriebserlaubnis für die (Teil)-Einrichtungen Nanna und Campina durch das 

Landesjugendamt am 3. Juni 2015 war ursächlich für die Einstellung der Kinder- und Jugendhil-

feeinrichtung „Friesenhof“, weil damit die oben dargestellte Vorgeschichte und beispiellose öf-

fentliche Anklage gegen den Friesenhof ihre staatlich legitimierte Bestätigung erhielt. Die Ver-

nichtung des immateriellen Wertes der Einrichtung mußte damit den materiellen Wert der Ein-

richtung zur Folge haben. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen: Das vorliegende Gutachten bietet nur begrenzte Ant-

worten auf die zentralen Fragen des Beweisbeschlusses und kann den Anforderungen des Ge-

richts nicht gerecht werden. Die Hauptprobleme liegen in der Tiefe der Analyse, der Methodik 

und der fehlenden kritischen Auseinandersetzung mit alternativen Szenarien.  
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• Fehlende Gegenüberstellung der Szenarien: Das Gutachten analysiert die wirtschaft-

liche Lage des Friesenhofs bis zum Zeitpunkt des Widerrufs und zeigt eine negative Ent-

wicklung auf, insbesondere im Jahr 2014 und den ersten Monaten 2015. Es fehlt jedoch 

eine konkrete, belastbare Gegenüberstellung der wirtschaftlichen Lage mit und ohne 

den Widerruf der Betriebserlaubnis und seiner vorbereitenden Vorgeschichte. 

• Kausalitätsanalyse unzureichend: Das Gutachten stellt zwar dar, dass der Widerruf zu 

einer sofortigen Insolvenzanmeldung führte, versäumt jedoch, andere mögliche Faktoren 

(z. B. Imageverlust, allgemeine wirtschaftliche Rahmenbedingungen, Zahlungsunwillig-

keit der Jugendämter) ausreichend zu bewerten. Eine detaillierte Analyse der Ursäch-

lichkeit fehlt. 

• Unklare Fortführungsprognose: Die Bewertung der Fortführbarkeit ohne Widerruf ist 

zu vage. Es wird zwar die negative wirtschaftliche Entwicklung beschrieben, aber eine 

detaillierte, quantitative Analyse, ob der Betrieb ohne Widerruf und die Vorbereitungs-

handlungen des Landesjugendamtes hätte fortgeführt werden können, fehlt. 

• Methodik nicht hinreichend angepasst: Der Wert des Friesenhofs wird primär mit 

Standardbewertungsmethoden (z. B. Ertragswertverfahren) berechnet, ohne die außer-

gewöhnlichen Umstände des Widerrufs und dessen Auswirkungen auf immaterielle 

Werte (z. B. Ruf, Marktposition) einzubeziehen. Dadurch wird der Wert unterschätzt – 

wir verweisen auf unseren Schriftsatz vom 7.10.2024. 

• Stichtagsproblem: Der Wert des Unternehmens wird auf Basis der wirtschaftlichen Si-

tuation bis zum 31. Mai 2015 analysiert. Eine Bewertung exakt zum Zeitpunkt des Wi-

derrufs (3. Juni 2015) und unter Berücksichtigung der dynamischen Ereignisse in den 

folgenden Tagen (z. B. negative Presse, Rückzug der Jugendämter) fehlt. 

• Unzureichende Berücksichtigung von Alternativen: Das Gutachten thematisiert 

nicht, wie sich der Unternehmenswert bei einer hypothetischen Fortführung des Betriebs 

ohne Widerruf und Vorbereitungshandlungen des Landesjugendamtes entwickelt hätte. 

Dies wäre für eine vollständige Beantwortung der Frage jedoch entscheidend. 

• Fehlender Bezug zur gerichtlichen Fragestellung: Die vom Gericht gestellten Fragen 

erfordern eine detaillierte Analyse von Szenarien (mit und ohne Widerruf), eine kritische 

Bewertung der Kausalzusammenhänge und eine präzise Berechnung des Unterneh-

menswertes. Das Gutachten bleibt jedoch weitgehend auf einer oberflächlichen Ebene 

und behandelt diese Aspekte nicht ausreichend. 
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• Methodische Schwächen: Die Methodik ist stark standardisiert und orientiert sich an 

allgemeinen Bewertungsgrundsätzen, die für die spezifischen Umstände des Friesen-

hofs völlig ungeeignet sind. Beispielsweise wird nicht thematisiert, wie die wirtschaftliche 

Lage durch den spezifischen Charakter einer Jugendhilfeeinrichtung beeinflusst wird. 

• Mangelnde Auseinandersetzung mit dynamischen Ereignissen: Der unmittelbare 

Effekt des Widerrufs (z. B. Vertrauensverlust bei Jugendämtern, Abzug der betreuten 

Kinder) wird nicht ausreichend beleuchtet, obwohl diese Faktoren entscheidend für die 

Beantwortung der Fragen sind. 

Das Gutachten ist in seiner aktuellen Form nicht ausreichend, um den Beweisbeschluss 

fundiert zu beantworten. Es fehlt an: 

1. Einer detaillierten Analyse der Kausalität zwischen Widerruf und Betriebseinstel-

lung. 

2. Einer umfassenden Szenarienanalyse zur Fortführbarkeit ohne Widerruf und Vor-

geschichte. 

3. Einer präzisen Bewertung des Unternehmenswerts unter Berücksichtigung der 

außergewöhnlichen Umstände. 

 

Wertfeststellung durch das Gericht 

Für die Frage des Schadensersatzes ist das Gutachten von Dr. Welp ungeeignet. 

Damit bleibt nur das Gutachten von Herrn Hemmelrath, daß sich auf den damaligen Marktwert 

des Friesenhofes, d.h. die materiellen und immateriellen Werte im Fall eines Verkaufs bezog. 

Letztendlich wird das Gericht eine Wertfeststellung treffen müssen, d.h.: 

Voller Schadensersatz: Wenn der Widerruf und die Vorgeschichte als Ursache des Wertver-

lusts anerkannt wird, könnte der Ersatz auf bis zu 1,95 Millionen Euro plus entgangene Ge-

winne festgesetzt werden. 

Teilweiser Schadensersatz: Wenn andere Faktoren wie wirtschaftliche Schwierigkeiten jen-

seits der rechtswidrigen Aktivitäten des Landesjugendamtes mitverursachend waren, könnte 

der Schadensersatz in seiner Höhe modifiziert werden. 



G r a f  K e r s s e n b r o c k  &  K o l l e g e n     S e i t e  | 10 

 

www.grafkerssenbrock.com 

Schätzbasierte Lösung: Bei Unsicherheiten könnte das Gericht einen pauschalen Ersatzan-

satz wählen, der den immateriellen Schaden und den wirtschaftlichen Wertverlust berücksich-

tigt. 

Was wäre eine Einrichtung wie der Friesenhof heute wert? 

Die Schätzung des Werts einer Jugendhilfeeinrichtung für schwer erziehbare Mädchen in 

Deutschland hängt von mehreren Faktoren ab, darunter die Größe und Qualität der Einrich-

tung, die Kapazität, der Standort, die Marktbedingungen und die spezifischen pädagogischen 

Konzepte. Nachfolgend eine strukturierte Einschätzung: 

1. Grundlagen der Wertbestimmung 

Eine solche Einrichtung könnte bewertet werden durch: 

• Sachwerte: 

o Immobilien: Der Wert von drei Wohnhäusern wird maßgeblich durch deren Zu-

stand, Größe, Lage und Nutzungsmöglichkeiten bestimmt. 

o Ausstattung: Möbel, technische Geräte und Fahrzeuge können den Sachwert 

zusätzlich beeinflussen. 

• Ertragswerte: 

o Kapazität: Die Anzahl der Plätze und die Auslastung bestimmen maßgeblich die 

Umsätze. 

o Tagessätze: Diese können zwischen 120 und 300 Euro pro Kind und Tag liegen, 

abhängig von der Schwere der Betreuungsfälle und der Region. 

o Kostenstruktur: Personalkosten und laufende Betriebskosten sind wichtige Fak-

toren. 

• Immaterielle Werte: 

o Ruf der Einrichtung bei Jugendämtern. 

o Vorhandene Betriebserlaubnis, die in diesem Bereich eine wesentliche Hürde 

darstellt und einen erheblichen Wert darstellt. 
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o Einzigartige pädagogische Konzepte oder Spezialisierungen, die von Jugendäm-

tern geschätzt werden. 

 

2. Schätzwerte auf Basis typischer Marktbedingungen 

a) Immobilienwert: 

• Drei Wohnhäuser: 

o Durchschnittliche Preise für Immobilien in ländlichen Regionen: 200.000–

500.000 € pro Haus. 

o In städtischen oder gefragten Lagen: 500.000–1.000.000 € pro Haus. Gesamt-

wert (konservativ geschätzt): 600.000–1.500.000 €. 

b) Ertragswert der Einrichtung: 

• Kapazität: Eine Einrichtung mit z. B. 20 Plätzen. 

• Tagessatz: Durchschnittlich 200 € pro Tag. 

• Jahresumsatz bei Vollauslastung: 20 Platze×200 €×365 Tage=1.460.000 €. 

• Üblicher Ertrag (Gewinnmarge): 10–20 % des Umsatzes, also 146.000–292.000 € pro 

Jahr. 

• Ertragswert (Kapitalisierung bei 10 % Renditeanforderung): 146.000–

292.000 €÷0,1=1.460.000–2.920.000 €146.000–292.000 €. 

c) Immaterielle Werte: 

• Betriebserlaubnis: Eine bestehende Betriebserlaubnis hat erheblichen Wert, da sie 

rechtliche Hürden für eine Neugründung überwindet. Wertschätzung: 100.000–300.000 

€, abhängig von den Anforderungen und dem Standort. 

• Ruf und pädagogisches Konzept: 100.000–500.000 €, je nach Nachfrage und Reputa-

tion. 
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3. Gesamtbewertung 

Unter Berücksichtigung dieser Faktoren könnte der Wert einer Jugendhilfeeinrichtung für 

schwer erziehbare Mädchen mit drei Wohnhäusern und einer Betriebserlaubnis in Deutsch-

land grob wie folgt geschätzt werden: 

Wertbestandteil Spanne (€) 

Immobilien 600.000–1.500.000 

Ertragswert 1.460.000–2.920.000 

Betriebserlaubnis 100.000–300.000 

Ruf und Konzept 100.000–500.000 

Gesamtschätzung 2.260.000–5.220.000 

 

 

Der Friesenhof darf nicht zu einer „Blaupause für den Staat“ werden, wie er unliebsame 

und politisch nicht gewollte Unternehmen ohne finanzielles Risiko schließen kann: 

➢ Wirtschaftlicher Ruin durch Auflage, Kontrollen und Gesetze 

➢ Entzug der Betriebserlaubnis nach vorangegangenem wirtschaftlichem Ruin 

➢ Vermeidung von Haftung und Schadensersatz durch staatliche Vorbereitungs-

handlungen für den Verlust der wirtschaftlichen Tragfähigkeit 

Auch für die Kaufinteressenten des Friesenhofes war die Betriebserlaubnis der entschei-

dende Faktor bei der Wertbestimmung – denn sie wollten den Friesenhof ja weiterbetrei-

ben. 


